
fahren zu entscheiden haben, die allgemeine Kontrolle 
und Anleitung der unteren Gerichte ausüben und hier­
bei entsprechend ihrer Rechtsansicht beratend, kriti­
sierend und anleitend wirken, so entsteht durch die 
Verbindung dieser Funktionen ein übermäßiger Einfluß 
auf die unteren Gerichte12). Denn sie müssen mit Sicher­
heit damit rechnen, daß die Richter des höheren Ge­
richts ihre Ratschläge und Anleitungen, die sie in ihrer 
Funktion als Organe der Justizverwaltung erteilt haben, 
mit den Mitteln der Rechtsprechung verwirklichen 
werden. Die unteren Gerichte werden stets befürchten 
müssen, daß jede Entscheidung, die den Ansichten der 
Kontrollinspektoren widerspricht, in der zweiten In­
stanz aufgehoben wird. Diese Gefahr wird vermieden, 
wenn die anleitende Tätigkeit der Justizverwaltungs- 
organe von der rechtsprechenden Tätigkeit der Instanz­
gerichte getrennt und damit wiederum der Kontrolle 
der oberen Gerichte unterworfen wird. Die Funktionen 
der Justizverwaltung bleiben durch das bei uns geltende 
System auf die Methoden der Überzeugung, Beratung 
und Schulung beschränkt. Wenn die Organe der Justiz­
verwaltung die Aufhebung einer gerichtlichen Entschei­
dung für notwendig halten, müssen sie die Einlegung 
eines Rechtsmittels oder einen Kassationsantrag veran­
lassen. Das gilt auch für den Minister der Justiz in der 
DDR, der selbst nicht die Kassation unmittelbar be­
antragen kann. Diese Trennung der Funktionen führt 
daher zu einer gegenseitigen Kontrolle, die nur bei 
einem sehr hohen Entwicklungsstand in der sozialisti­
schen Justiz entbehrt werden kann. Auch der Hinweis 
von Karew, daß die Gerichtsvorsitzenderi in ihrer Ver­
waltungstätigkeit den Justizministerien unterstellt sind, 
spricht unter dem Gesichtspunkt der Unabhängigkeit 
der Rechtsprechung gegen eine Vereinigung der Funk­
tionen. Diese Gründe berechtigen m. E. zu der Forde­
rung, daß die geschichtlich bedingte Regelung der 
Justizverwaltung in der DDR in der gegenwärtigen 
Etappe der Demokratisierung beibehalten werden soll. 
Gerade Tarassenkos Feststellung, daß in der Sowjet­
union die Existenz der Verwaltungen der Justizmini­
sterien bei den Regions- und Gebietssowjets schon seit 
langem nicht mehr durch das Leben gerechtfertigt sei, 
zeigt den großen Unterschied in den tatsächlichen Ver­
hältnissen, denn dies kann für unsere Verhältnisse 
keineswegs gesagt werden.

III
Als Hauptgründe für die Einführung der neuen Or­

ganisation der Justizverwaltung in der Sowjetunion be­
zeichnet Tarassenko die im Laufe vieler Jahre, nämlich 
seit der Annahme des Gesetzes über das Gerichtssystem 
von 1938, gesammelten praktischen Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Leitung der Gerichte. Gerade in dieser 
Hinsicht zeigen sich aber wesentliche Unterschiede zu 
unserer Praxis. Nach dem Urteil Tarassenkos hat die 
Analyse der Arbeit der Verwaltungen der Justizmini­
sterien schon lange die Unzweckmäßigkeit ihrer 
Existenz erwiesen. Soweit hierbei die Tätigkeit der 
Justizverwaltungen bei der Festlegung der Anzahl der 
Volksrichter und Schöffen und bei der Organisation 
ihrer Neuwahl für überflüssig erklärt wird, weil die 
hauptsächliche praktische Arbeit hierbei von den ört­
lichen Sowjetorganen und den gesellschaftlichen 
Organisationen durchgeführt werde, ist ein Vergleich 
mit unseren Verhältnissen nicht möglich. Wohl aber 
kann die Darstellung über die Kontrolle der Tätigkeit 
der Volksgerichte, insbes. über die Revisionstätigkeit, 
mit den Instruktionen und Revisionen unserer Justiz­
verwaltungsorgane verglichen werden, um zu prüfen, 
ob die Kritik an dieser Tätigkeit auch auf unsere Praxis 
zutrifft und die in der Sowjetunion gezogene Schluß­
folgerung übernommen werden kann.

Hierbei treten sowohl die kadermäßigen wie auch die 
räumlichen Unterschiede stark hervor. Die Revisionen 
in der Sowjetunion wurden in der Regel von den bei 
den Verwaltungen vorhandenen Revisoren durchge-

12) Perlow, a. a. O. S. 19 ff., bemerkt hierzu: „In diesem 
Fali werden den Gerichten durch das zuständige Gericht, 
welches befugt ist, die Überprüfung von Urteilen . . . der 
untergeordneten Gerichte vorzunehmen, d. h. die Gerichts­
praxis anzuleiten und die gerichtliche Aufsicht auszuüben, 
s o w o h l  auf der Grundlage der Ergebnisse der Revisionen 
und Überprüfungen wie a u c h  auf der Grundlage der bei der 
Untersuchung und Verallgemeinerung der Gerichtspraxis fest­
gestellten Ergebnisse W e i s u n g e n  e r t e i l  t “ .

führt. Dabei ist es wegen der räumlichen Struktur der 
Volksgerichte nicht möglich gewesen, öfter als durch­
schnittlich einmal in anderthalb bis zwei Jahren jedes 
Volksgericht zu revidieren. Tarassenko bemängelt ferner 
die Qualität der Revisionen und sieht die Ursache darin, 
daß sie nicht von Mitarbeitern der Gerichte, sondern von 
den Revisoren der Verwaltungen durchgeführt wurden, 
die sich wegen ihrer ausschließlichen Revisionstätigkeit 
nicht mit einer praktischen Arbeit in der Rechtspflege 
befassen konnten. Deshalb seien die Revisoren oft nicht 
imstande gewesen, den Volksgerichten an Ort und Stelle 
dabei zu helfen, ihre Fehler zu erkennen und ihre Ar­
beit zu verbessern, sondern hätten sich im Ergebnis 
auf gut abgefaßte Berichte beschränkt. Wenn jedoch 
Tarassenko für diese von ihm mitgeteilten Tatsachen die 
Ursache nicht bei den Revisoren, sondern bei dem bis­
herigen System der Justizverwaltung erblickt, so kann 
diese Auffassung auf Grund unserer Erfahrungen nicht 
geteilt werden. Anscheinend kann die Struktur unserer 
Justizverwaltungsstellen überhaupt nicht mit den Ver­
waltungen der Justizministerien bei den Regions- und 
Gebietssowjets der Deputierten der Werktätigen in der 
Sowjetunion gleichgesetzt werden. Die Justizverwal­
tungsstellen in der DDR sind von vornherein als Organe 
des Ministeriums der Justiz und ausschließlich für die 
Aufgaben der Justizverwaltung geschaffen worden. Ihr 
Justizcharakter überwiegt daher sowohTstrukturell wie 
kadermäßig den Verwaltungscharakter. Da die Mitar­
beiter der Jiustizverwaltungsstellen aus den Reihen der 
Richter stammen und über gute Erfahrungen in der 
Rechtsprechung verfügen müssen, sind sie imstande, den 
Richtern der Kreisgerichte eine praktische Hilfe zu ge­
währen. Sehr richtig ist der Hinweis von Tarassenko, 
daß die Revisoren nicht der praktischen Arbeit in der 
Rechtsprechung entfremdet werden und daß ihre Kader 
nicht durch junge Spezialisten ergänzt werden dürfen, 
die noch keine gerichtliche Praxis kennen. Auch die 
Fluktuation muß bei den Justizverwaltungsstellen ganz 
besonders niedrig gehalten werden, damit die Mitar­
beiter ihren Bezirk gründlich kennenlernen und in ihm 
verwurzeln. Durch eine entsprechende Kaderpolitik sind 
bei uns die von Tarassenko an den Revisoren gerügten 
Mängel weitgehend vermieden worden. Beachtlich ist 
allerdings auch für unsere Verhältnisse die Warnung 
davor, durch eine langjährige ausschließliche Verwal­
tungstätigkeit die Kader der Justizverwaltung allzusehr 
von der eigenen Ausübung der richterlichen Tätigkeit 
fernzuhalten. Andererseits erscheint es fraglich, ob die 
Richter der zweiten Instanz viel besser als die Mit­
arbeiter der Justizverwaltungsstellen mit den prakti­
schen Sorgen und Nöten der Richter am Kreisgericht 
vertraut sind.

Die Forderung, die richterlichen Erfahrungen bei der 
Revisionstätigkeit auszunützen, wird bei uns seit lan­
gem dadurch erfüllt, daß systematisch Mitglieder der 
Bezirksgerichte und des Obersten Gerichts zu den Re­
visionen hinzugezogen werden. Durch diese Zusammen­
setzung der Revisionsbrigaden ist ebenfalls eine wesent­
liche Verbesserung der Kontrolltätigkeit der Justizver­
waltung erreicht worden, ohne diese Funktion ganz auf 
die Gerichte zu übertragen. Die Erfahrungen der höhe­
ren Gerichte werden auf diese Weise bei der Revisions­
tätigkeit mit eingesetzt und die praktische Verbindung 
zwischen der Kontrollfunktion der Rechtsmittelinstanz 
und den Aufgaben der Justizverwaltung herbeigeführt. 
Diese Zusammenarbeit ist die folgerichtige Verwirkli­
chung der für alle Funktionäre der Justiz — gleichviel 
ob sie beim Gericht oder in der Justizverwaltung tätig 
sind — gemeinsamen Aufgabe, im Kollektiv die ständige 
Verbesserung der Rechtsprechung zu sichern. Dieses 
einheitliche Ziel schließt auf dem Gebiet der Anleitung 
und Kontrolle eine formale Gegenüberstellung der 
Funktionen aus und verbindet in der praktischen Durch­
führung dieser Aufgaben auf allen Ebenen die richter­
liche Tätigkeit mit der der Justizverwaltung13).

Man kann daher unter unseren Verhältnissen nicht 
von einer „Unnatürlichkeit der Trennung der Funk­
tion der gerichtlichen Kontrolle und der Justiz­
verwaltung“ sprechen. Auch durch die Zusammen­
arbeit in der Revisionspraxis, die noch weiter aus­
zubauen ist, wird es den Bezirksgerichten ermöglicht,

13) Gegen eine Gegenüberstellung der verschiedenen Funk­
tionen der Gerichtsverwaltung spricht sich auch Perlow, 
a. a. O. S. 13, aus.
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